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nhalt: 


Der hygieniſch⸗demographiſche Congreß und die Verwaltung. 
Von Dr. M. Ertl. III. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Das Reichsgericht kann nur über im ordentlichen adminiſtrativen Entſcheidungs⸗ 
wege ausgetragene Rechtsanſprüche, nicht aber auch über Anſprüche ent⸗ 
ſcheiden, welche lediglich im Wege der Bitte und Gnade erhoben und dieſer 
Anbringung gemäß verbeſchieden worden ſind. : 

Das ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſtete Recht zur Gründung von Unterrichts⸗ 
und Erziehungsanſtalten bezieht ſich nur auf die Errichtung ſelbſtſtändiger 
Anſtalten und es kann daraus kein Rechtsanſpruch auf Ausgeſtaltung oder 
Erweiterung beſtehender Staatslehranſtalten durch Anſchließung von Privat⸗ 
lehranſtalten abgeleitet werden. (Artikel 17 St. G. G. vom 21. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 142.) 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ber hygieniſch-demographiſche Congreß und die 


Verwaltung. 
Von Dr. M. Ertl. 
III. 
Wir dürfen die Lebensmittelhygiene 22) bei uns, auch was 
bloße Verordnungen anlangt — von deren Handhabung ganz abge⸗ 


ſehen — als nicht genügend ausgebildet bezeichnen, trotzdem eine Unzahl 
von Vorſchriften bekanntlich darüber beſteht. Der 8 398 unſeres Strafgeſetzes 
nimmt ſich um das reine Trinkwaſſer, das Hofdecret vom 30. Juli 1818, 
3. 13.318, um die Gefahr der Vergiftung durch Schwämme an; wir 
haben zahlloſe Verordnungen über unreifes Obſt, Getreide, Brot, 
veneriſches Geſlügel, Fleiſchbeſchau, Kunſtſchmalz und Bier; wir haben 
durch eine Unzahl von Miniſterialerläſſen vorgeſchrieben, daß die Zinn⸗ 
kapſeln der Mineralwäſſerflaſchen die Jahreszahl der Füllung tragen; 
wir wiſſen durch den n. ö. Statthaltereierlaß vom 26. Juni 1871, daß 
es uns noch nichts ſchadet, wenn die Milchfälfcher zwölf Gran kohlen⸗ 
ſaures Natron einer Maß Milch beimiſchen; ſchon das Hoſdecret vom 
11. Auguſt 1812 hat es für angezeigt gehalten, alle im Handel 
befindlichen Kaffeefurrogate öfter unvermuthet zu unterſuchen, und das 
Jahr 1848 hat Zeit gefunden, in einem Miniſterialerlaſſe vom 
19. September, Z. 3075, ſich über den Gebrauch unverzinnter kupferner 
und meſſingener Geſchirre der Zucker⸗ und Mandolettibäcker auszufprechen, 
während ſchon die Verordnung vom 31. Mai 1800 ſich um das 


22) Vgl. Brouardel „Sur les mesures internationales & prendre 
contre les falsifications des matiöres alimentaires et des boissons“. Pouchet 
über dasſelbe Thema. Caro „Mesures à prendre contre les falsifications des 
denrees alimentaires“. Ferrière „Rapport concernant la Suisse“, Hilger 
Internationale Maßregeln gegen die Verfälſchung der Nahrungsmittel“. van 
Hamel Roos über dasſelbe Thema. (Heft V.) 


unschädliche Färben der Oſtereier angenommen hat und unſere Väter, 
welche mit dieſen Eiern wahrſcheinlich anch das heute noch beliebte, 
harmloſe Kampfſpiel getrieben haben, ſchon damals in der guten alten 
Zeit Gefahr liefen, ihre Speiſen ſtatt mit Efſig mit Schwefelſäure 
anzuſäuern, wie uns das Hofdecret vom 19. März 1812 beweist. 
Und fo ließe ſich eine Legion von Vorſchriften anführen, welche alle 
über die 88 407 und 408 unſeres Strafgeſetzes an Ausführlichkeit weit 
hinausgehen. Aber trotz alledem, trotzdem wir auch viele gute locale 
Marktordnungen und vielleicht auch eine verwendbare Marktpolizei haben, 
kommt es vor, daß Leute ſogar in Großſtädten durch auf dem Markte 
gekaufte Schwämme vergiftet werden, daß eine „ideale“ Milch mit blos 
12 Gran Natron in der Stadt überhaupt nicht oft verkauft wird, daß 
Milch, Wein, Bier, Butter, Fleiſch u. ſ. w. von ſchlechteſter Qualität 
beftändig verkauft und genoſſen, daß zertheiltes Fleiſch, wie man das 
täglich beobachten kann, auf einem unreinlichen Boden dahingeſchleift 
und wie Kehricht behandelt wird. Es hat an Belehrungen nicht gefehlt. 
Oft und oft ſind die Behörden wie das Publikum auf die Schädlichkeit 
gewiſſer Ingredienzien, Geſchirre oder Zubereitungsweiſen aufmerkſam 
gemacht worden. Man hat Sammlungen von giftigen Schwämmen zur Schau 
geſtellt? “), und in Schulen wird belehrend in vieler Hinſicht eingewirkt. Wir 
können auch beobachten, daß ſich in größeren Städten die Organe der Markt⸗ 
polizei ſehr lebhaft mit der Unterſuchung gewiſſer Lebensmittel beſchäftigen. 
Was z. B. die Unterſuchung des Fleiſches bei der Schlachtung anlangt, 
ſo wird dieſe bei uns viel ſorgfältiger betrieben als etwa in den Schweine⸗ 
ſchlachthäufern von Chicago, und gerade trichinöſes Fleiſch wird nicht 
leicht überſehen werden können. Dagegen iſt leider in den Großſtädten 
ein ziemlich ausgiebiger Conſum von Pferdefleiſch vorhanden, und es 
kann nach unſerer Meinung bei der Unterſuchung hier nicht vorſichtig genug 
vorgegangen werden. Thatſache iſt, daß ſogar Thierärzte beim Schlagen 
von verdächtigen Pferden, welche mit einem rotzkranken Pferde nur 
wenig in Berührung kamen, angeſichts der ganzen Seuchencommiſſion 
mitunter den Körper anſcheinend gefund finden, bis daß ſich im Kopfe 
des Thieres ein kaum auffindbares Geſchwür zeigt. Was ſoll man aber 
bei der heutigen Theorie der Tuberkuloſe über den Genuß von Fleiſch 
eines an Lungenſeuche erkrankten Pferdes denken! Auch die Thierſeuchen⸗ 
frage ſelbſt hat der Congreß verhandelt und namentlich exacte Verſuche 
bezüglich der Schutzimpfung gegen thieriſche Seuchen (Milzbrand, Rauſch⸗ 
brand, Rothlauf, Lungenſeuche) empfohlen 29. 
Wenn trotz aller überall erſichtlichen Bemühungen der Verwaltung, die 
Lebensmittelfälſchung zu verhindern, die Erfolge nur ſehr geringe ſind, ſo 


) Wie z. B. einmal in ſehr zweckmäßiger Weiſe auf dem Marktplatze 
in Czernowitz; auch in der Ausſtellung des Congreſſes befand ſich eine ſolche 
Collection. 

.) „Tageblatt“ Nr. 7, S. 3. Vgl. dazu: Chamberland „Experien- 

| ces faites dans les divers pays relativement aux vaccinations préventives“. 
Lydtin „Erfahrungen über die in Deutſchland geübten Schutzimpfungen 
gegen den Milzbrand ꝛc.“. Pütz „Reſultate der in verſchiedenen Staaten aus⸗ 
geführten Impfungen gegen Lungenſeuche ꝛc.“. Cuſter über die Schweiz. 
Cſokor über dasfelbe Thema. (Heft XXI.) 


möchten wir die Urſache davon weniger in dem oft geringen Verſtändniſſe 
der Bevölkerung für rationelle und unverfälſchte Nahrung und weniger 
in der bekannten Thatſache ſuchen, daß in Oeſterreich und zweifellos 
auch anderwärts die Geneigtheit zur Einhaltung einer Verordnung im 
umgekehrten Verhältniſſe zur Anzahl von ſolchen Verordnungen ſteht, 
als vielmehr in dem Umſtande erkennen, daß eben die ganze Verwaltung 
heute gegenüber der Lebensmittelfrage noch in wenigen Staaten das 
Bewußtſein hat, das Gebiet bewältigen zu können. Die Verwaltung 
taſtet gegenüber der unbegrenzten Mannigfaltigkeit der zur Nahrung 
dienenden Güterwelt mit einzelnen, nur zu bald ihrer Lebenskraſt und 
Actualität beraubten Verordnungen im Detail herum, ohne ihre eigent⸗ 
liche Organiſationsform finden zu können. Und das, wie uns ſcheint, 
deshalb, weil bisher zu wenig darauf geſehen wurde, daß dieſer Ver⸗ 
waltungszweig ſeinen ſelbſtſtändigen Organismus bekomme. Der Congreß 
ſcheint dies in feinen Referaten 22) und Beſchlüſſen 2°) ſchon in dem 
Bedürfniſſe empfunden zu haben, eine internationale Vereinbarung über 
den Begriff der „Fälſchung“ (Falſification) anzuſtreben. Darunter wird 
man ſich unſeres Erachtens nicht etwa eine gelehrte Definition der 
Fälſchung vorzuſtellen haben, welche ebenſo gut auf gefälſchtes Bier wie 
auf trichinöſes Fleiſch paßt. Sondern es werden ausſchließlich für die 
Ueberwachung der Lebensmittel beſtimmte, ſowohl für den Staat wie 
für die einzelnen Selbſtverwaltungskörper functionirende Organe, Unter 
ſuchungsanſtalten, denen eine einheitliche Organiſation, ein homogenes 
Verfahren, die Anſtellung von Sachverſtändigen, die Kenntniß über die 
hundert und tauſend Artikel der Waarenkunſt zu Gebote ſtehen wird, 
im einheitlichen Geiſte bei Conſtatirung einer Fälſchung vorzugehen 
haben. Der Käufer wird, wie wir dies ja in Paris mit der ganzen 
Selbſtthätigkeit geübt ſehen können, welche ſeiner lebensenergiſchen Bevöl⸗ 
kerung zu Gebote ſteht, der Unterſuchungsanſtalt jederzeit eine Waaren⸗ 
probe zur Unterſuchung bringen können, die Anſtalt wird aber, was 
viel wichtiger ſcheint, beſtäudig und ohne Unterlaß verſiegelte Proben 
durch ihre Organe ſelbſt einzuheben und in der Polizei eine unnachſichtige 
und rückſichtsloſe Mitwirkung zu finden haben. Die einzelnen localen 
Marktordnungen müſſen dann mit den einheitlichen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen über den Verkehr mit Lebens⸗ und Genußmitteln in Einklang gebracht 
werden. Auch in kleineren Orten müßten ſolche Anſtalten und Laboratorien 
eröffnet werden, welche alle unter einander in Verbindung und gegen⸗ 
ſeitiger Unterſtützung zu ſtehen haben würden. Man darf ſich eine ſolche 
Unterſuchungsſtelle in Orten, wo eine Apotheke vorhanden iſt, nicht 
allzu ſchwierig vorſtellen. Der Schwerpunkt wird aber immer in 
der unausgeſetzten und regelmäßigen factiſchen Lebensmittelcontrole 
gelegen ſein. 

Während gegen die Nahrungsmittelverfälſchung durch dieſe Anſtalten 
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flüſſig werden. Solche find 2): Vertheuerung des zum Conſum gelan⸗ 
genden Branntweins (hohe Beſteuerung), mäßige Beſteuerung der minder 
alkoholhältigen Getränke, Verminderung der Branntweinverkaufsſtellen 
(ſtrenger Beduͤrfnißnachweis), Feſtſetzung der Polizeiſtunde, wirkſame 
Beaufſichtigung der Schankſtuben und Sorge für Reinheit des zum Genuſſe 
beſtimmten Branntweins (Entfuſelung), Beſtrafung der Schankwirthe, 
welche die Trunkſucht irgendwie begünſtigen, Beſtrafung der „öffentlichen 
Trunkenheit“, zwangsweiſe Unterbringung der Gewohnheitstrinker in 
eigens eingerichteten ſtaatlichen Anſtalten u. ſ. w. Da es jedoch noch 
längere Zeit dauern wird, bis daß die rationelle Heilmethode dieſes 
Uebels allgemeine Erfolge aufweiſen kann, muß man anerkennen, daß 
dieſe repreſſiven Maßregeln dermalen von großer Wichtigkeit ſind. 

Wir haben uns bei Betrachtung des Alkoholismus eigentlich ſchon 
dem ſocialen Geſundheitsweſen genähert. Es iſt dem Congreſſe 
als Verdienſt anzurechnen, daß er neben den vielen Verhandlungen über 
allgemeine Geſundheitsfragen das ſociale Geſundheitsweſen nicht ganz 
außer Acht ließ. Die Ausſtellung des Congreſſes brachte graphiſche Dar⸗ 
ſtellungen über Arbeiter⸗Morbidität und Mortalität, eine Sammlung 
von wichtigen Unfallsverhütungsvorkehrungen (insbeſondere für Kreisſägen), 
von Schutzgittern, Reſpiratoren u. ſ. w. für Arbeiter. Die Beſchlüſſe 
des Congreſſes 28) betrafen insbeſondere jene Verwaltungsmaßnahmen, 
welche in Oeſterreich ja ſchon zum guten Theile in der ſog. „Arbeiter⸗ 
ordnung“ durchgeführt oder doch vorgezeichnet ſind, jener durch das 
Geſetz vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22, ausgeſprochenen Ab⸗ 
änderung des VI. Hauptſtückes der Gewerbeordnung vom 15. März 
1883, R. G. Bl. Nr. 39. Auch durch die verdienſtvolle Thätigkeit 
der mit dem Geſetze vom 17. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 117, in 
Oeſterreich geſchaffenen Gewerbeinſpection, welche der deutſchen, engliſchen 
und amerikaniſchen Fabrikeninſpection analog iſt, wird ja dieſes Gebiet 
in der erſprießlichſten Weiſe, ſoweit es ein junges Inſtitut geſtattet, 
beſtändig überwacht. Die Beſchlüſſe des Congreſſes gehen allerdings in 
1 Punkten noch über die öſterreichiſchen Verhältniſſe hinaus, indem 
ſie verlangen, daß die Fabriksarbeit für Kinder unter 14 Jahren ganz 
ausgeſchloſſen, für das Alter von 14 bis 18 Jahren aber eingeſchränkt 
werde. Auch wurde der Ausſchluß der Arbeiterinnen von ſchwerer, ins⸗ 
beſondere von Nachtarbeit, die allgemeine Beobachtung der Sonntags⸗ 
ruhe und die internationale Vereinbarung eines 10- bis 11ſtündigen 
Normalarbeitstages als Poſtulat der Hygiene aufgeſtellt. Was ſpeciell 
die Berufskrankheiten betrifft, ſo wurde der Wunſch nach einer inter⸗ 
nationalen Vereinbarung über dieſelben ausgeſprochen und insbeſondere 
gegen die Phosphornekroſe der Zündhölzchenarbeiter die Einführung des 
amorphen ſtatt des weißen Phosphors empfohlen. Unſere Gewerbeinſpec⸗ 
toren haben, wie aus den Berichten 2°) bekannt, ſchon durch die bloßen 


und durch energiſche Repreſſivmaßregeln aufzukommen fein wird, dürfte energiſchen Anordnungen bezüglich des Reinigens der Hände, ſowie durch 
ſich gegen den Geheim mittelſchwindel am beſten durch Belehrung die Anwendung des hypermanganſauren Kali Erfolge gegen Nekroſe zu 
der Bevölkerung ankämpfen laſſen. Die Beſchlüſſe des Congreſſes in erzielen verſtanden. Das Verlangen nach einem internationalen Arbeiter⸗ 
dieſer Frage gehen auch darauf aus, den hygieniſchen Bildungsgrad ſchutz, wie es auch der Congreß zum Ausdrucke brachte, iſt ein ſehr 


aller Volksſchichten zu heben 20). Aber auch eine zeitgemäße Reform des 
Apothekerweſens wurde verlangt, ſowie die Errichtung von Anſtalten 
zur Unterſuchung und Beurtheilung von Nahrungs, Genuß⸗ und 
Geheimmitteln. 


Zur Nahrungsmittelhygiene im weiteren Sinne muß auch das 
Thema des Alkoholismus gezählt werden, nicht allein, weil in der 
Verfälſchung des Branntweins eine weſentliche Geſahr desſelben gelegen 
iſt, ſondern auch, weil der Conſum dieſes Genußmittels leider ſehr enge 
mit der Ernährung ſelbſt zuſammenhängt. Der Branntweintrinker, der 
oſt noch ſehr ſymptomatiſch zu heilen geſucht wird, muß eben nur allzu 
häufig ſeinen knurrenden Magen durch den Alkoholgenuß beſchwichtigen. 
Die Temperenzler ſcheinen vielfach die Thatſache zu verkennen, daß das 
Uebel des Alkoholismus weniger oft und nicht etwa von Anfang an 
eine Folge von Unmäßigkeit, ſondern vielmehr eine Folge ſocialer Ver⸗ 
hältuiſſe iſt. Wenn man für das ganze Arbeiterproletariat, welches heute 


in Folge mangelnder Exiſtenzmittel und mangelnden Familienlebens in 


die Branntweinſchänke getrieben wird, die Bedingungen zu einem aus⸗ 
reichenden Erwerb oder auch uur Arbeitshäuſer für momentan Arbeits⸗ 
loſe geſchaffen haben wird, dann werden die Maßregeln, welche der 
Congreß gegen den Alkoholismus empfahl, von ſelbſt großentheils über⸗ 


25) „Tageblatt“ Nr. 7, S. 3. 
20) „Tageblatt“ Nr. 7, S. 3. Vgl. dazu: Kratſchmer „Maßregeln 
gegen den Geheimmittelſchwindel“. (Heft VIII.) 


begreifliches. Denn bei Betrachtung der europäiſchen, ſowie der amerika⸗ 
niſchen Verhältniſſe zeigt ſich ſowohl, daß die ſocialen Schäden, welche 
heute zutage treten, einen ziemlich homogenen internationalen Charakter 
haben, als auch, daß die Arbeiterpartei in den Vereinigten Staaten ganz 
ähnliche Forderungen an den Arbeiterſchutz ſtellt 3%), wie die Arbeiter⸗ 
parteien in den einzelnen Staaten Europas. Es muß aber auch einleuch⸗ 
ten, daß die Arbeiterſchutzfrage, welche ja nicht darauf verzichten kann, 
unter dem Geſichtswinkel der Geſtehungskoſten, des Unternehmergewinnes 
und der allgemeinen Concurrenz betrachtet zu werden, in jedem einzel⸗ 
nen Staate ſolange auf viel größeren Widerſtand ſtößt, als nicht die 
anderen Staaten dieſelben „erſchwerenden“ Bedingungen für ihre Pro⸗ 
duction eingeführt haben. Daher ſehen wir auch das beſtändige Streben, 


21) „Tageblatt“ Nr. 7, S. 4. Vgl. dazu Guillaume „La lutte contre 
Palcoolisme en Suisse“. Cohn Theſen zum Thema „Alkoholismus“. Flood 
„Bekämpfung des Alkoholismus“. Borgeſius „Der Kampf gegen den Alko⸗ 
holismus hi den Niederlanden“. Lammers „Bekämpfung des Alkoholismus“. 

eft VII 
28) „Tageblatt“ Nr. 6, S. 8. Vgl. dazu den oben erwähnten Aufſatz von 
Juraſchek, ſowie Schuler „Fabrikshygiene und Fabriksgefetzgebung“. Hayes 
Whymper „A Sketch of the law relating to factories and workshops in the 
United Kingdom of Great Britain and Ireland“. (Heft XIV.) 

25) Vgl. den Bericht der k. k. Gewerbeinſpectoren über ihre Amtsthätig⸗ 
keit im Jahre 1887. X. S. 295. 

30) Bol. den Jahresbericht des arbeitsſtatiſtiſchen Bureau von Ohio vom. 
Jahre 1878. S. 271. 


den Arbeiterſchutz international zu regeln, wie es uns der Antrag 
Schönerer und Genoſſen im ßöſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe vom 
11. März 1887 und wie es uns neueftens die Verhandlungen des 
ſocialdemokratiſchen Congreſſes in der Schweiz gezeigt haben, welcher für 
das nächſte Jahr einen internationalen Arbeitercongreß veranlaffen will 
zu dem Zwecke, „gemeinſame Schritte der Arbeiter aller Länder zur Ver⸗ 
wirklichung einer internationalen Arbeiterſchutz⸗Geſetzgebung herbeizuführen“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Reichsgericht kann nur über im ordentlichen adminiſtrativen 
Entſcheidungswege ausgetragene Nechtsanfprüche, nicht aber auch 
über Anſprüche entſcheiden, welche lediglich im Wege der Bitte 
und Gnade erhoben und dieſer Anbringung gemäß verbeſchieden 
worden ſind. A 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 24. October 1887 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die von dem Herrn P. Anton 
Gruda, Pfarrer in Mokrolaſetz, des Johann Klimes, Gemeindevorſteher 
zu Zlatnik, des Franz Zebrak, Gemeindevorſteher in Hermanic, des 
Joh. Flor. Lhotskh, Grundbeſitzer in Glomnitz, des Andreas Jeßz, 
Gemeindevorſteher in Sedliſt, und des Johann Kolofik, Arzt in Troppau, 


unter Mitfertigung des Advocaten in Troppau Dr. Franz Stratil 


sub praes. 29. Auguſt 1887, 8. 128, bei dem Reichsgerichte ein⸗ 
gebrachte Beſchwerde wegen behaupteter Verletzung ihres ſtaatsgrund⸗ 
geſetzlich gewährleiſteten politiſchen Rechtes auf Wahrung und Pflege 
ihrer czecho⸗flaviſchen Nationalität und Sprache und das darin geſtellte 
Begehren: „das Reichsgericht wolle erkennen, durch die Entſcheidung 


Sr. Excellenz des Herrn Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
8. Auguſt 1887, 3. 16.231, mit welcher den Beſchwerdeführern eröff⸗ 
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eine ſolche vorläufige Austragung der Angelegenheit im vorgeſchriebenen 
adminiſtrativen Wege und eine Entſcheidung der zuſtändigen adminiſtra⸗ 
tiven Behörde im gegenwärtigen Falle aber nicht vorliegt, ſo konnte 
das k. k. Reichsgericht in eine meritale Prüfung und Entſcheidung dieſer 
Eingabe nicht eingehen und mußte die Beſchwerde zurückweiſen. 


(Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes vom 24. October 1887, Z. 179.) 


Das ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſtete Recht zur Gründung von 

Unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten bezieht ſich nur auf die 

Errichtung ſelbſtſtändiger Anſtalten und es kann daraus kein 

Nechtsanſpruch auf Ausgeftaltung oder Erweiterung beſtehender 

Staatslehranſtalten durch Anſchließung von Privatlehranſtalten 

abgeleitet werden. (Artikel 12 St. G. G. vom 21. December 1667, 
RN. G. Bl. Nr. 142.) 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 25. October 1887 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die von dem Gemeinderathe 
der Stadt Kremſier durch den Advocaten Herrn Dr. Johann Kozänek 
bei dem Reichsgerichte sub praes. 15. September 1887, 3. 146, 
eingebrachte Beſchwerde wegen behaupteter Verletzung eines politiſchen, 
durch die Verfaſſung gewährleiſteten Rechtes und das darin geſtellte 
Begehren: „daß durch den Erlaß Sr. Excellenz des Herrn Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 21. Auguſt 1887, 8. 16.896, womit 
das Geſuch der Stadtgemeinde Kremſier um Bewilligung zur provi⸗ 
ſoriſchen Errichtung der V. Claſſe bei dem k. k. böhmiſchen Unter⸗ 
gymnaſium in Kremſier auf Gemeindekoſten mit Beginn des Schuljahres 
1887 88 abgewieſen wurde, das im Artikel 17 des St. G. G. vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſtete Recht, daß 
jeder Staatsbürger, der ſeine Befähigung hiezu in geſetzlicher Weiſe 
nachgewieſen hat, Unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten zu gründen 
berechtigt ſei, verletzt worden iſt“, nach Anhörung des Herrn Dr Joſeph 


net wurde, daß ihrem Geſuche um Errichtung eines czecho⸗ſlaviſchen Fanderlik, Advocaten in Ung.⸗Hradiſch, als Vertreter des beſchwerde⸗ 
Staatsgymnafiums in Schleſien, beziehungsweiſe um Verſtaatlichung des führenden Gemeinderathes der Stadt Kremſier, und des Herrn Dr. Max 
böhmiſchen Privatgymnaſiums in Troppau nicht willfahrt werden konnte, Burckhard, k. k. Miniſterial⸗Viceſecretärs, als Vertreter des k. k. Minj⸗ 
habe eine Verletzung ihres im Artikel 19 des Staatsgrundgeſetzes über ſteriums für Cultus und Unterricht, zu Recht erkanut: „Durch den im 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vom 21. December 1867, vorſtehenden Beſchwerdebegehren inhaltlich angeführten Erlaß des k. k. 
R. G. Bl. Nr. 142, garautirten Rechtes auf Wahrung und Pflege Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 21. Auguſt 1887, 
ihrer czecho⸗flaviſchen Nationalität und Sprache ſtattgefunden, durch dieſe Z. 16.896, hat eine Verletzung eines politiſchen, durch die Verfaſſung 
Entſcheidung ſei insbeſondere auch der dritte Abſatz des citirten Art. 19 gewährleiſteten Rechtes des beſchwerdeführenden Gemeinderathes der Stadt 
verletzt worden, demzufolge in Ländern, in welchen mehrere Volksſtämme Kremſier nicht ſtattgefunden.“ — Gründe: 

wohnen, die öffentlichen Unterrichtsanſtalten derart eingerichtet werden Das von dem Gemeinderathe der Stadt Kremſier an das k. k. 
ſollen, daß ohne Anwendung eines Zwanges zur Erlernung einer anderen Miniſterium für Cultus und Unterricht unterm 10. Auguſt 1887 
Landesſprache, jeder dieſer Stämme die erforderlichen Mittel zur Aus⸗ | gerichtete Geſuch hatte um die Geſtattung gebeten, „daß mit dem Beginn 
bildung in feiner Sprache erhalte“, nach Anhörung des Herrn Advocaten des Schuljahres 1887.88 bei dem k. k. böhmiſchen Untergymnaſtum 
Dr. Joſeph Fanderlik, als Vertreter der Beſchwerdeführer, und des Herrn in Kremſier proviſoriſch die V. Claſſe auf Gemeindekoſten der Stadt 
k. k. Miniſterial⸗Viceſecretärs Dr. Max Burckhard, als Vertreter des Kremſier unter gewiſſen Bedingungen eröffnet werden dürfe“. 

k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht, zu Recht erkannt: „Die Dieſes Geſuch wurde mit dem Erlaſſe des genannten Miniſteriums 
Beſchwerde wird zurückgewieſen.“ Gründe: vom 21. Auguſt 1887, Z. 16.896, abgewieſen. 

Die vorliegende Beſchwerde richtet ſich zunächſt gegen den Erlaß Mit der vorliegenden Beſchwerde wird das Begehren um ein 
des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8. Auguſt 1887, womit Erkenntniß des Reichsgerichtes geftellt, daß durch dieſen Miniſterialerlaß, 
den Beſchwerdeführern eröffnet wurde, daß einem von czechiſchen Gemeinden womit das Geſuch der Stadtgemeinde Kremſier um Bewilligung zur 
bei Sr. Majeſtät eingebrachten Geſuche des im Erkenntniſſe erwähnten proviſoriſchen Errichtung der V. Claſſe bei dem k. k. böhmiſchen Unter⸗ 
Inhaltes und der gleichen an das Geſammtminiſterium gerichteten Ein⸗ gymnaſium in Kremſier auf Gemeindekoſten mit Beginn des Schuljahres 
gabe, auf Grund der dem Miniſter mit Allerhöchſter Entſchließung vom 1887/88 abgewieſen wurde, das im Artikel 17 des St. G. G. vom 
29. Juli 1887 ertheilten Ermächtigung nicht willfahrt werden konnte. 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſtete Recht jedes 


Aus dieſem durch die vorliegende Beſchwerde conſtatirten Sach⸗ 
verhalt ergibt ſich, daß hier nicht ein Rechtsanſpruch erhoben und daher 
auch nicht ein Rechtsanſpruch abgelehnt, ſondern daß der Weg der 
Bitte und Gnade beſchritten worden iſt. Hienach iſt im vorliegenden 
Falle auch keine Entſcheidung gefällt, ſondern lediglich eine an Se. Majeſtät 
und an das Geſammtminiſterium geſtellte Bitte abſchlägig beſchieden 
worden, woraus ſich auch erklärt, daß der Abweiſung keine Gründe 
beigefügt wurden. 

f Da nun das k. k. Reichsgericht nach Maßgabe des Artikel 3, 
lit. b des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 143, über die Einſetzung des Reichsgerichtes, nur zur Entſcheidung 
von behaupteten Verletzungen eines den Staatsbürgern gewährleiſteten 
politiſchen Rechtes — nachdem die Angelegenheit im vorgeſchriebenen 
adminiſtrativen Wege ausgetragen worden iſt — berufen iſt, und da 
vermöge $ 17 des Geſetzes vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, 
jeder Beſchwerde über eine Verletzung ſolcher politiſcher Rechte die Ent⸗ 
ſcheidung der zuſtändigen adminiſtrativen Behörde beigeſchloſſen ſein muß, 


Staatsbürgers zur Gründung von Unterrichts- und Erziehungsanſtalten 
verletzt worden ſei. 

Aus beiden Begehren des Gemeinderathes der Stadt Kremſier 
geht hervor, daß die Gemeinde Kremſier keineswegs die Errichtung 
einer ſelbſtſtändigen Lehranſtalt, ſondern nur die auf ihre Koſten zu 
bewerkſtelligende Angliederung einer V. Gymnaſialclaſſe an das beſtehende 
k. k. Staatsuntergymnaſium in Kremſier angeſtrebt hat. Letzteres wird 
insbeſondere durch jene der Bedingungen, unter welchen die Gemeinde 
die Errichtung dieſer V. Claſſe begehrt hat, klargeſtellt, wonach der 
Director des böhmiſchen Staats⸗Untergymnaſiums auch die Leitung der 
V. Claſſe zu verſehen hätte. 

Nach dem Artikel 17 des allegirten St. G. G. ſteht es allerdings 
jedem öſterreichiſchen Staatsbürger, welcher ſeine Befähigung hiezu in 
geſetzlicher Weiſe nachgewieſen hat, frei, Unterrichts⸗ und Erziehungs⸗ 
anſtalten zu gründen. 

Im Sinne dieſer ſtaatsgrundgeſetzlichen Norm können aber nur 
ſelbſtſtändige Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten verſtanden werden, während 


ein Rechtsanſpruch auf Ausgeſtaltung oder Erweiterung beſtehender Staats⸗ 
lehranſtalten durch Anſchließung von Privatlehranſtalten darin keines⸗ 
wegs enthalten iſt. 

Hienach konnte in der miniſteriellen Zurückweiſung des mehr⸗ 
erwähnten Geſuches die Verletzung des durch den eitirten Artikel 17 des 
St. G. G., R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes nicht erkannt 
werden. 


(Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes vom 25. October 1887, Z. 181.) 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 75. Ausgeg. am 1. Juli. — Uebereinkommen, welches auf Grund 
des Geſetzes vom 1. Mai 1885 (R. G. Bl. Nr. 72) zwiſchen dem k. k. Handels⸗ 
miniſterium und dem k. k. Finanzminiſterium im Namen der k. k. Staats⸗ 
verwaltung einerſeits und der k. k. priv. Lemberg⸗Czernowitz⸗Jaſſy⸗Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft als Conceſſionärin der Localbahn von Lemberg nach Belzec und 
eventuell an die Reichsgrenze nächſt Tomaszow anderſeits in Betreff der Bethei⸗ 
ligung des Staatsſchatzes an der Capitalsbeſchaffung für die obige Localbahn 
abgeſchloſſen worden iſt. 15. Juni. Z. 13.067. 

Nr. 76. Ausgeg. am 3. Juli. — Abdruck von Nr. 104 R. G. Bl. 

Nr. 77. Ausgeg. am 6. Juli. — Eröffnung der Localbahn Swolenowes⸗ 
(Zvolenoves⸗) Smeena der „Zvolenoves⸗Smeenaer Eiſenbahn⸗Actiengeſellſchaft“. 
20. Juni. Z. 7925. — Eröffnung der Localbahnlinie Segen Gottes⸗Okkisko der 
priv. öſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft. 20. Juni. Z. 7924. — Eröffnung 
der Localbahn von Wien nach Stammersdorf und von Floridsdorf nach Groß⸗ 
Enzersdorf der Dampftramway⸗Unternehmung Krauß & Comp. 21. Juni. 
8. 7959. 

Nr. 78. Ausgeg. am 8. Juli. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 12. Juni 1886, betreffend die zollfreie Wiedereinfuhr der zur Ausfuhr 
gebrannter geiſtiger Flüſſigkeiten in das Ausland benützten eiſernen Reſervoirs 
in das öſterreichiſch⸗ungariſche Zollgebiet. — Bewilligung zur Errichtung einer 
Actiengeſellſchaft unter der Firma: „Brünner Localeiſenbahn⸗Geſellſchaft.“ 25 Juni. 
3. 9695. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn 
von Schrambach nach Türnitz eventuell Annaberg. 21. Juni. Z. 20.437. — 
Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Hohenau, dann Straßnitz⸗Rohatetz zur ungariſchen Landesgrenze. 9. Juni. 
8. 20.666. 

Nr. 79. Ausgeg. am 10. Juli. — Verordnung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 5. Mai 1886, Z. 13.667 (P.⸗ u. T.⸗V.⸗Bl. Nr. 57), betreffend 
den Vorgang bei der Ausfertigung, bezw. Ausfüllung der Beſtätigungen und 
Ausweiſe über die von den Eiſenbahnen beigeſtellten Poſt⸗Beiwaggons. — 
Eröffnung des Localbahnflügels Studenetz —Groß⸗Meſeritſch der priv. öſterr.⸗ungar. 
Staatseiſenbahn⸗Gefellſchaft. 21. Juni. Z. 7978. 

Nr. 80. Ausgeg. am 13. Juli. — — — 

Nr. 81. Ausgeg. am 15. Juli. — Abdruck von Nr. 105, 106 R. G. Bl. 
— Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für Drahtſeilbahnen in 
und bei Prag. 22. Juni. Z. 15.646. 

Nr. 82. Ausgeg. am 17. Juli. — — - 

Nr. 83. Ausgeg. am 20. Juli. — Abdruck von Nr. 102, 113 R. G. Bl. 
— Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 8. Juli 1886, Z. 21.442, an die 
Verwaltungen der k. k. priv. böhmiſchen Weſtbahn, erſten ungariſch⸗galiziſchen 
Eiſenbahn, k. k. priv. galiziſchen Carl Ludwig⸗Bahn, k. k. priv. Kaifer Ferdinands⸗ 
Nordbahn, k. k. priv. Lemberg Czernowitz⸗Jaſſy Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, priv. 
öſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft und der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, 
betreffend die Abhaltung einer Berathung über die Maßnahmen zur Hintanhaltung 
des Verunglückens von Eiſenbahn⸗Bedienſteten bei der Fahrkartenreviſion. — 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 25. Juni 1886, Z. 19.656, an ſämmt⸗ 
liche k. k. Landesbehörden, betreffend die von den Eiſenbahnen für den Transport 
von Stellungspflichtigen und deren Begleitung, ſowie von Ueberprüflingen und 
deren Begleitung in Ausſicht geftellte, fallweiſe Fahrpreisbegünſtigung. 

Nr. 84. Ausgeg. am 22. Juli. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 17. Juli 1886, womit für Auguſt 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, 
welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten 
iſt. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten ſür eine Locomotiv⸗ 
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Eiſenbahn von Wies nach Marburg. 10. Juli. Z. 20 553. — Bewilligung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Aſchach a. d. Donau 
nach Neufelden. 11. Juli. Z. 18.913. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem geheimen Rathe und Statthalter a. D. Alvis 
Freiherrn Ceschi a Santa Croce das Großkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Dr. 
Johann Ritter von Baß ant den Titel und Charakter eines Sectionschefs 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Schatzmeiſter Hofrathe Quirin Ritter von 
Leitner anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone zweiter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Vincenz Edlen von Edlen⸗ 
bach in Wien anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Oberöſterreich Theodor 
Altwikth den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Kärnten Dr. Michael 
Gotter den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Regierungsrath des Oberſtkämmereramtes Karl 
Ritter von Thill zum Schatzmeiſter mit taxfreier Verleihung des Titels und 
Charakters eines Hofrathes, dann den Hofconcipiſten des Oberſtkämmereramtes 
Karl Parſch zum wirklichen Hofſecretär bei dieſem oberſten Hoſamte ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
| 


rathes bekleideten Bezirkshauptmanne in Bruck a. d. Leitha Eduard Müller 
Edlen von Müllenau anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufrieden⸗ 
heit bekanntgeben laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſt⸗ und Domänenverwalter Wenzel Adler 
in Hinterbrühl anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Forſtmeiſters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten der Polizei⸗ 
direction in Graz Joſeph Trnka anläßlich deſſen Penfionirung das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Aerzte Karl von Meittinger in 
Ritten das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Friedrich Eggena in Baſſein 
zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Sebaſtiano Seuto Tomaſell 
in Catania zum Viceconſul ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann William Burrell in Glasgow 
zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Johann Tittmann und Karl Janka zu Bezirkshaupt⸗ 
männern in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 

Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Theodor Schwarz und 
den Statthaltereiſecretür Hieronymus Fontana zu Bezirkshauptmännern in 
Tirol und Vorarlberg ernannt. 

ö Der Handelsminiſter hat den Rechnungsrath im Handelsminiſterium 

Anton Karl zum Oberrechnungsrathe ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Aſſiſtenten der k. k. landwirthſchaftlich⸗ 
chemiſchen Verſuchsſtation in Wien Dr. Alfred Waage zum Adjuncten dieſer 
Verſuchsſtation ernannt. 

Der k. k. oberſte Rechnungshof für die im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder hat den Rechnungsrevidenten Alois Petter zum Rechnungs⸗ 
rathe und den Rechnungsofficial der Bukowinaer Landesregierung Adalbert 
Jaworski zum Rechnungsrevidenten des oberſten Rechnungshofes ernannt. 


Erledigungen. 


Ober⸗Sudhütten⸗Verwaltersſtelle in der achten, eventuell Sudhütten⸗ 
Verwaltersſtelle in der neunten, oder eine Sudhütten⸗Meiſtersſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe im Status der Salinenverwaltungen in den Alpenländern, mit 
Naturalwohnung, Brennholz⸗ und Kohlenbezug, auch Salzdeputat, gegen Caution, 
bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 255.) 

Geldrechnungsführersſtelle im Status der k. k. Salinenverwaltungen in 
den Alpenländern, mit dem Dienſtorte Iſchl, in der neunten Rangsclaſſe, mit 
Naturalwohnung, Brennholz⸗ und Kohlenbezug, Salzdeputat, gegen Caution, 
bis 25. November. (Amtsbl. Nr. 255.) 

Rechnungsrevidentenſtelle bei der k. k. Landesregierung in der Bukowina 
in der neunten, eventuell eine Rechnungsofficials⸗ oder eine Rechnungsaſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der zehnten, beziehungsweiſe eilften Rangsclaſſe, bis 25. November. 
(Amtsbl. Nr. 256.) 

Arztesſtelle für den Curbezirk Hallſtatt in Oberöſterreich mit 1000 fl. 
Beſtallung, 300 fl. Reiſepauſchale ꝛc. bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 257.) 

Prakticantenſtelle beim k. k. Haupt⸗Punzirungsamte in Wien, vorläufig 
ohne Adjutum, ſpäter mit Adjutum von 500 fl., bis Ende November. (Amtsbl. 
Nr. 258.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Veilage: 
Bogen 33 der Erkenutniſſe 1887. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


